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1. Verfahren/Procédures  

a) Konkurrentenbeschwerde  
Nr. 214/14 
(Preisbekanntgabe – Reiseangebote in EUR auf einer Schweizer Webseite) 

Die Dritte Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Die Beschwerdeführerin macht geltend, dass die schweizerische Webseite der Beschwerdegegnerin 
die Preise für ihre Reisedienstleistungen entgegen den Bestimmungen der Preisbekanntgabever-
ordnung nicht in CHF aufführt. 

2 Die Beschwerdegegnerin beantragt die Abweisung der Beschwerde. Betreiberin der fraglichen Web-
seite sei ein deutsches Unternehmen. Und bei den beworbenen Preisen handle es sich um Angebote 
ausländischer Unternehmen, welche nur in Euro gebucht werden können. Die Buchung erfolge auch 
direkt bei den ausländischen Anbietern. 

3 Zudem würden aber trotzdem alle Preise auf der Startseite in CHF umgerechnet. Erst nach Aus-
wählen eines Angebotes erfolge das Anzeigen des Originalangebotes in Euro. 

4 Für die Beurteilung einer Massnahme der kommerziellen Kommunikation ist das Recht des Staates 
massgeblich, auf dessen Markt die Massnahme ihre Wirkung entfaltet (siehe auch Grundsatz Nr. 1.7 
der Lauterkeitskommission). Die fragliche Webseite mit der Länderdomäne «.ch» richtet sich klar-
erweise an schweizerische Adressaten («Pauschalreisen – www.xxxxxxxx.ch Schweiz»). Somit sind 
die schweizerischen Rechtsnormen für das Wettbewerbsverhalten auf dem schweizerischen Markt 
zu beachten. Ob dafür eine im Impressum genannte deutsche Gesellschaft oder eine schweizerische 
Gesellschaft verantwortlich ist, ändert an den anzuwendenden Rechtsbestimmungen nichts. 

5 Die Preisbekanntgabeverordnung schreibt für Pauschalreisen die Angabe des tatsächlich zu be-
zahlenden Preises in Schweizer Franken vor (Art. 10 Abs. 1 lit. n PBV). Folglich sind die Preise für 
Pauschalreiseangebote von xxxxxxxx auf www.xxxxxxxx.ch in Schweizer Franken bekannt zu geben.  

6 In der Werbung selber ist hingegen nur der tatsächlich zu bezahlende Preis anzugeben. Es besteht 
dort nicht die Pflicht zur Angabe des Preises in Schweizer Franken (Art. 13 Abs. 1 PBV). Dass einzel-
ne Reisen auf der Einstiegsseite der Beschwerdegegnerin somit nur unter Angabe eines Euro-
Preises beworben werden, ist nicht zu beanstanden, da diese Einstiegsseite als Werbung im Sinne 
von Art. 13 Abs. 1 PBV bzw. als kommerzielle Kommunikation im Sinne des Grundsatzes 1.2 der SLK 
zu qualifizieren ist. 

7 Hingegen sind auf den weiteren Webseiten mit den jeweils detaillierten Angaben zu den einzelnen 
Angeboten und den Webseiten mit Preislisten jeweils die Preise in Schweizer Franken aufzuführen, 
da es sich um Angebote für Dienstleistungen im Sinne von Art. 10 PBV (insbesondere Abs.1 lit. n) 
handelt. Vorliegend fehlen diese Angaben auf den fraglichen Webseiten der Beschwerdegegnerin 
(vgl. Beilagen 0 und 2 zur Beschwerde). Die Beschwerde ist daher gutzuheissen. Um amtliche Straf-
verfahren wegen Verletzung der Preisbekanntgabeverordnung zu vermeiden (vgl. Art. 21 und 22 
Abs. 1 PBV), ist der Beschwerdegegnerin zu empfehlen, die Pflicht zur Preisbekanntgabe in  
Schweizer Franken inskünftig zu beachten. 

b e s c h l i e s s t : 

Der Beschwerdegegnerin wird empfohlen, inskünftig auf ihrem Schweizer Onlineportal die Preise 
der Reiseangebote in Schweizer Franken anzugeben. 
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b) Nr. 208/14 
(Irreführung/Beweispflicht – Anpreisungen und Testimonials zu Schlankheitsmittel) 

Die Dritte Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Nach Auffassung des Beschwerdeführers ist die Werbung der Beschwerdegegnerin für ein  
Schlankheitsmittel irreführend. Auch die Verwendung von Namen nicht existierender Personen  
sei unzulässig. 

2 Die Beschwerdegegnerin macht geltend, dass das fragliche Inserat nicht hätte erscheinen sollen.  
Es habe sich um eine Druckvorstufe gehandelt, bei welcher noch diverse Änderungen hätten ange-
bracht werden müssen. Daher erscheine das Inserat auch nicht mehr. 

3 Gemäss Art. 3 Abs. 1 lit. b des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) handelt unlauter 
und somit widerrechtlich, wer über seine Produkte unrichtige oder irreführende Angaben macht. 
Für Lebensmittel wird dieses Irreführungsverbot durch das Täuschungsverbot gemäss Art. 10 der 
Verordnung des EDI über Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände konkretisiert: Für Lebensmittel 
verwendete Bezeichnungen, Angaben, Abbildungen, Umhüllungen, Verpackungen, Umhüllungs-  
und Verpackungsaufschriften, die Arten der Aufmachung und die Anpreisungen müssen den Tat-
sachen entsprechen beziehungsweise dürfen nicht zur Täuschung namentlich über Natur, Herkunft, 
Herstellung, Produktionsart, Zusammensetzung, Inhalt und Haltbarkeit der betreffenden Lebens-
mittel Anlass geben (Art. 10 Abs. 1 LGV). Verboten sind unter anderem Hinweise, die einem Lebens-
mittel Eigenschaften der Vorbeugung, Behandlung oder Heilung einer menschlichen Krankheit  
zuschreiben oder die den Eindruck entstehen lassen, dass solche Eigenschaften vorhanden sind 
(Art. 10 Abs. 2 lit. c LGV). Unzulässig ist das Bewerben von Lebensmitteln mit Hinweisen wie  
«unter Berufung auf», «auf Empfehlung von» in Bezug auf mutmasslich medizinische Titel  
(vgl. auch Grundsatz Nr. 2.4 der Lauterkeitskommission). Und selbst die Formulierungen von  
gesundheitsbezogenen Angaben (wie zum Beispiel Schlankheitsanpreisungen) sind abschliessend 
gesetzlich geregelt (siehe Anhang 8 der Verordnung des EDI über die Kennzeichnung und Anprei-
sung von Lebensmitteln). 

4 Mit Bezug auf das Werben mit Testimonials gilt darüber hinaus ganz allgemein, dass jeder Hinweis 
auf Personen wahr und nicht irreführend sein muss. Die Bezugnahme auf fiktive Personen hat 
selbst dann zu unterbleiben, wenn über die Fiktion keinerlei Unklarheit bestehen kann (siehe 
Grundsatz Nr. 3.2 Ziff. 2 der Lauterkeitskommission). 

5 Diesen Vorgaben zur Vermeidung einer Irreführung und Täuschung im Zusammenhang mit der  
Bewerbung von Lebensmitteln entspricht das beanstandete Werbemittel für die einzunehmenden 
Nachtkapseln, welche der Lebensmittelgesetzgebung unterstehen, in offensichtlicher Weise nicht.  

6 Die Schlankheitsanpreisungen («Vor dem Schlafen einfach eine Kapsel einnehmen, morgens  
aufstehen, sich auf die Waage stellen und siehe da: Sie wiegen weniger» etc.), die Abbildung des 
«Entwicklungsleiters Prof. A. Bernd» in weissem Kittel, das Werben mit einem angeblichen Erfah-
rungsbericht einer «Mona» verletzen beispielsweise die obgenannten Vorgaben. Die Beschwerde  
ist daher gutzuheissen. Auch um behördliche Verfahren staatlicher Stellen zu vermeiden, ist der  
Beschwerdegegnerin zu empfehlen, auf diese Art der Bewerbung von «Nachtkapseln», wie in der 
Stellungnahme bereits in Aussicht gestellt, zu verzichten. 

b e s c h l i e s s t : 

Der Beschwerdegegnerin wird empfohlen, inskünftig auf diese Art der Bewerbung ihres Produktes 
«Nachkapseln» zu verzichten. 
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c) Nr. 228/14 
(Irreführung/Beweispflicht – Aussagen und Testimonials zu Hautpflegeprodukt) 

Die Dritte Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Der Beschwerdeführer macht geltend, dass die in der fraglichen Werbung genannten Personen 
unzulässigerweise rein fiktiv seien. Auch die Behauptung über die Berichterstattung in den Medien 
sei rein erfunden. 

2 Die Beschwerdegegnerin beruft sich darauf, dass sie das Werbematerial von internationalen Liefe-
ranten erhalte und die Testpersonen ausländischer Herkunft seien.  

3 Im Rahmen der Bewerbung von Waren oder Dienstleistungen hat jeder Hinweis auf Personen wahr 
und nicht irreführend zu sein. Die Bezugnahme auf fiktive Personen hat selbst dann zu unterbleiben, 
wenn über die Fiktion keinerlei Unklarheit bestehen kann (siehe Grundsatz Nr. 3.2 Ziff. 2 der Lauter-
keitskommission). Generell handelt unlauter und widerrechtlich, wer über seine Produkte unrichti-
ge oder irreführende Angaben macht (Art. 3 Abs. 1 lit. b des Gesetzes gegen den unlauteren Wett-
bewerb, UWG). Für vorsätzliche Verletzungen dieser Bestimmung sieht das UWG unter anderem  
eine Bestrafung von Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe vor (siehe Art. 23 UWG). 

4 Des Weiteren ist zu beachten, dass der Werbetreibende selber für die Richtigkeit seiner Werbung 
verantwortlich ist und diese Richtigkeit seiner Bewerbung nachweisen können muss (Grundsatz 
Nr. 1.9 der Lauterkeitskommission und Art. 13a UWG). Die reine Behauptung der Richtigkeit, wie 
dies die Beschwerdegegnerin in ihrer Stellungnahme macht, stellt keinen solchen Nachweis dar. 
Beweismittel wurden der Stellungnahme nicht beigelegt. 

5 Vorliegend fehlt somit der geforderte Nachweis für die tatsächliche Existenz der im Werbemittel 
genannten «Fabienne Bonnet», welche Aussagen zu eigenen Erfahrungen in der Anwendung des 
beworbenen Produktes macht. Auch der Beweis der Existenz des aufgeführten «Forscher Ernesto 
Eglesias» wurde nicht erbracht. Darüber hinaus fehlt der Nachweis der behaupteten Berichterstat-
tung in der «Weltpresse». Die in der Beschwerde genannten Beanstandungen sind daher aus den 
obgenannten Erwägungen begründet und die Beschwerde ist gutzuheissen. 

b e s c h l i e s s t : 

Der Beschwerdegegnerin wird empfohlen, inskünftig auf das Werben mit Produkteberichten von 
Personen, deren Existenz und Aussage nicht nachgewiesen werden kann, sowie auf das Werben mit 
angeblichen Nennungen in der Weltpresse zu verzichten. 
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d) Nr. 226/14 
(Irreführung/Beweispflicht – Aussagen «Im TV gesehen» und «weit über 1'000'000 Mal verkauft!») 

Die Dritte Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Nach Auffassung des Beschwerdeführers sind die Werbebehauptungen der Beschwerdegegnerin 
«Im TV gesehen» und «weit über 1'000'000 Mal verkauft!» unrichtig und damit unlauter. 

2 Die Beschwerdegegnerin behauptet in ihrer Stellungnahme die Richtigkeit ihrer Werbeaussagen. 
Nachweise dazu sind der Stellungnahme keine zu entnehmen. 

3 Unlauter und widerrechtlich handelt, wer über seine Produkte unrichtige oder irreführende Angaben 
macht (Art. 3 Abs. 1 lit. b des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, UWG). Für vorsätzliche 
Verletzungen dieser Bestimmung sieht das UWG unter anderem eine Bestrafung von Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder Geldstrafe vor (siehe Art. 23 UWG). 

4 Des Weiteren ist zu beachten, dass der Werbetreibende selber für die Richtigkeit seiner Werbung 
verantwortlich ist und diese Richtigkeit seiner Bewerbung nachweisen können muss (Grundsatz 
Nr. 1.9 der Lauterkeitskommission und Art. 13a UWG). Die reine Behauptung der Richtigkeit, wie 
dies die Beschwerdegegnerin in ihrer Stellungnahme macht, stellt keinen solchen Nachweis dar. 
Beweismittel wurden der Stellungnahme nicht beigelegt. 

5 Vorliegend fehlt somit der Nachweis für die Richtigkeit der in der Beschwerde beanstandeten  
Sachbehauptungen «weit über 1‘000‘000 Mal verkauft» sowie «Im TV gesehen». Die Beschwerde  
ist daher gutzuheissen. 

b e s c h l i e s s t : 

Der Beschwerdegegnerin wird empfohlen, inskünftig auf die Werbebehauptungen «weit über 
1‘000‘000 Mal verkauft» sowie «Im TV gesehen» zu verzichten. 
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e) Nr. 234/14 
(Fehlende Beweispflicht – Erkennbare Übertreibung) 

Die Dritte Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Nach Auffassung des Beschwerdeführers ist die Werbeaussage «Hören wie ein Luchs» für die be-
worbenen Hörhilfen der Beschwerdegegnerin unrichtig und damit unzulässig. Des Weiteren macht 
der Beschwerdeführer geltend, dass das Produkt den Ansprüchen nicht genüge und somit generell 
irreführende Angaben gemacht werden. 

2 Die Beschwerdegegnerin beruft sich darauf, dass die fraglichen Produkte von namhaften Herstel-
lern stammen und über die entsprechenden Zertifikate verfügen würden. Zudem habe dieses  
Produkt eine sehr tiefe Rücksendequote. Nachweise zu diesen Sachverhaltsdarstellungen sind der 
Stellungnahme nicht zu entnehmen.  

3 Betreffend die Aussage selber macht die Beschwerdegegnerin geltend, dass der Luchs einzig als 
Synonym für gutes Hören stehe. Implizit beruft sie sich damit darauf, dass es sich um keine beweis-
pflichtige Sachbehauptung handle. 

4 Sachbehauptung in der Werbung müssen wahr sein und dürfen nicht irreführend sein (Art. 3 Abs. 1 
lit. b des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, UWG). Soweit eine Angabe von den Durch-
schnittsadressaten aber als erkennbare marktschreierische Übertreibung wahrgenommen wird, 
liegt keine Unlauterkeit vor (siehe zum Beispiel Urteil HG110005-O des Handelsgerichts des Kan-
tons Zürich vom 12. Juli 2012, Erw. V.2.3.; Grundsatz Nr. 1.1 Ziff. 2 der Lauterkeitskommission). 

5 Die Aussage «wie ein Luchs hören können» ist eine solche erkennbare Übertreibung. Dem Durch-
schnittsadressaten ist klar, dass es nicht möglich ist, das Hörvermögen eines Luchses zu erlangen, 
der selbst leiseste Geräusche wahrnehmen kann. Die Beschwerde ist in diesem Punkt daher abzu-
weisen. 

6 Auf die Beschwerde betreffend den generellen Vorwurf der Untauglichkeit des Produktes kann  
nicht eingetreten werden. In einer Beschwerde sind die konkreten Werbeaussagen zu benennen, 
welche beanstandet werden. Dabei ist anzugeben, aus welchem Grund eine Werbebehauptung als 
unzulässig erachtet wird. Andernfalls fehlt es einer Beschwerde an einer hinreichenden Begrün-
dung (vgl. Art. 14 Abs. 1 des Geschäftsreglements der Lauterkeitskommission). Ein pauschaler Vor-
wurf der Unrichtigkeit oder Irreführung unter Beilage verschiedenster Werbemittel genügt dieser 
Substanziierungspflicht nicht. Einer Beschwerdegegnerin muss es möglich sein, klar zu erkennen, 
zu welchen Vorwürfen sie Stellung nehmen muss. Dies ist Teil ihres Anspruches auf rechtliches  
Gehör. Daher begründet sich die Pflicht zur konkreten Benennung der beanstandenden Werbe-
inhalte und zur klaren Kennzeichnung von konkreten Inhalten in Beilagen. 

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen, soweit darauf eingetreten werden kann. 
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f) N° 229/14 
(Jeu-concours – Publicité pour pellets de bois) 

La Troisième Chambre, 

c o n s i d é r a n t   c e   q u i   s u i t : 

1 De l’avis de la partie plaignante, dans le cas d’espèce, il s’agit d’un jeu-concours publicitaire illicite 
au sens de la Règle no 3.9 de la Commission Suisse pour la Loyauté. Pour ce qui est de la condition 
préalable à l’octroi du gain, à savoir «S’il neige plus de 5 cm à la Saint-Nicolas...», il s’agirait ici 
d’une forme de hasard. Et les autres conditions préalables constitutives d’un jeu-concours illicite 
seraient également remplies, par exemple en raison de l’obligation d’achat. 

2 La partie défenderesse demande le rejet de la plainte. Elle fait valoir le fait qu’en concluant le 
contrat de vente, les participants auraient obtenu une contre-valeur réelle avec les pellets, et que, 
pour cette raison, la participation au concours était gratuite. A cet égard, elle invoque un arrêt de 
tribunal provenant d’Allemagne. Elle fait en outre valoir qu’il n’aurait pas été improbable que la 
condition préalable à l’octroi du gain en question aurait pu survenir. 

3 Conformément à la Règle no 3.9, chiffre 1 de la Commission Suisse pour la Loyauté, toute personne 
agit de manière déloyale et commet une infraction contre le droit des loteries lorsqu’elle réalise un 
jeu-concours qui présente, de manière cumulative, les quatre caractéristiques suivantes: 
perspective de gain, conclusion d’un acte juridique (obligation d’achat), conformité à un plan et 
hasard (moment aléatoire). 

4 Contrairement au point de vue de la partie défenderesse, pour juger du caractère illicite d’un 
jeu-concours publicitaire avec obligation d’achat, il n’est pas pertinent de savoir si, par le biais de la 
conclusion d’un contrat de vente, on se procure une contre-valeur réelle. Selon une jurisprudence 
constante, et également conformément à la pratique de la Commission intercantonale des loteries 
et paris (Comlot), la conclusion d’un tel contrat de vente constitue une mise à titre onéreux au sens 
de la législation sur les loteries. 

5 En outre, un jeu-concours publicitaire doit être conforme à un plan dans le sens que le risque de jeu 
de l’organisateur de jeu est exclu (voir aussi la Règle no 3.9, chiffre 1 de la Commission Suisse pour 
la Loyauté). 

6 Dans le cas d’espèce, la condition préalable de la conformité à un plan fait défaut. La partie 
défenderesse ignorait quelle quantité de pellets de bois elle vendrait et ne savait pas combien de 
bons elle aurait été tenue de remettre en cas de survenance de la condition préalable à l’octroi du 
gain. La possibilité d’effectuer un calcul des probabilités n’est pas suffisante pour remplir la 
condition préalable de la conformité à un plan. Cela correspond également à la pratique constante 
de la Comlot. 

7 Dès lors que l’une des quatre conditions préalables cumulatives selon la Règle no 3.9, chiffre 1 fait 
défaut, il y a lieu de rejeter la plainte. 

r e n d   la   d é c i s i o n   s u i v a n t e : 

La plainte est rejetée. 
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g) Nr. 225/14 
(Sexismus – Plakatwerbung für Erotikportal) 

Die Dritte Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Der Beschwerdeführer erachtet das Plakat als sexistisch, da Frauen als käufliche Waren beworben 
würden. Zudem sei das Wort SEX in Grossbuchstaben geschrieben. Es handle sich um eine unzuläs-
sige Förderung der Prostitution. 

2 Es ist keine Stellungnahme der Beschwerdegegnerin eingetroffen. 

3 Kommerzielle Kommunikation für zulässige Erotikangebote in der Öffentlichkeit ist nicht zu bean-
standen, solange sie sich im Rahmen der Gesetzgebung und der Grundsätze der Lauterkeitskom-
mission bewegt, insbesondere solange die Werbung nicht die Würde von Frau oder Mann verletzt 
und damit als geschlechterdiskriminierend zu qualifizieren wäre. 

4 Das fragliche Plakat bewirbt zulässige erotische Dienstleistungen von Frauen und Männern. Der 
Begriff «Sex» weist auf die Art dieser beworbenen Dienstleistungen hin und ist daher unbedenklich. 
Es liegt auch keine unangemessene Darstellung von Sexualität vor. Das «o» in «local» ist als Herz 
dargestellt, worin die Umrisse einer leicht bekleideten Dame ersichtlich sind. Zwischen der fragli-
chen Abbildung und den beworbenen, rechtlich zulässigen Dienstleistungen besteht ein klarer und 
offensichtlicher Zusammenhang. 

5 Eine Verletzung des Grundsatzes Nr. 3.11 zur geschlechterdiskriminierenden Werbung ist vorlie-
gend nicht ersichtlich. Die Beschwerde ist daher abzuweisen. 

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 
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h) Nr. 218/14 
(Telefonmarketing – Vorspiegelung einer Vertragsbeziehung führt zu Registereintrag) 

Die Dritte Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Die Beschwerdeführerin macht geltend, dass die mündliche «Verlängerung eines Vertrages» zum 
Eintrag in einem elektronischen Branchen-Verzeichnis der Beschwerdegegnerin durch die Vorspie-
gelung der falschen Tatsache erwirkt worden sei, dass tatsächlich bereits ein Vertrag bestanden 
hätte, was nicht der Fall sei. 

2 Die Beschwerdegegnerin macht in ihrer Stellungnahme einen Vergleichsvorschlag und erachtet  
die Angelegenheit damit als erledigt. 

3 Gemäss Art. 3 Abs. 1 lit. b UWG handelt unlauter und damit widerrechtlich, wer über sich und  
seine Angebote irreführende oder unrichtige Angaben macht. Für vorsätzliche Verletzungen dieser 
Bestimmung sieht das UWG unter anderem eine Bestrafung von Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe vor (siehe Art. 23 UWG).  

4 Als unrichtig und irreführend im Sinne dieser Bestimmung gilt auch das Vorspiegeln des Bestehens 
einer Vertragsbeziehung zur angeblichen Verlängerung eines Vertrages, die in Wahrheit einem Neu-
abschluss gleichkommt. 

5 Vorliegend sind die Ausführungen des Beschwerdeführers zur mündlichen Vorspiegelung dieser 
falschen Tatsache glaubhaft und wurden von der Beschwerdegegnerin in ihrer Stellungnahme  
inhaltlich nicht bestritten.  

6 Die Beschwerdegegnerin wird darüber hinaus noch darauf hingewiesen, dass die Lauterkeitskom-
mission entgegen der beschwerdegegnerischen Ansicht nicht als Beauftragte eines Beschwerde-
führers tätig ist, sondern als unabhängiges Fachorgan eine neutrale und objektive lauterkeitsrecht-
liche Beurteilung eines Sachverhaltes vornimmt (siehe auch Art. 1 Abs. 3 des Geschäftsreglements 
der Lauterkeitskommission). Die Lauterkeitskommission hat somit auch keine Aufgaben im Rahmen 
einer allfälligen aussergerichtlichen Streitbeilegung der Parteien wahrzunehmen. Auf den in der 
Stellungnahme der Beschwerdegegnerin ausgeführten Vergleichsvorschlag ist daher nicht weiter 
einzugehen. 

7 Im Schreiben der Beschwerdegegnerin an den Beschwerdeführer vom 7. August 2014 weist die 
Beschwerdegegnerin darauf hin, dass der Ersteintrag «im Rahmen einer Marketing-Aktion» erfolgt 
sei und damit ohne Kenntnis des Beschwerdeführers. Somit ist durchaus glaubhaft, dass unter  
Einbezug dieses Ersteintrages irreführende Angaben zum Bestehen eines Rechtsverhältnisses  
zwischen dem Beschwerdeführer und der Beschwerdegegnerin gemacht wurden. Die Beschwerde 
ist daher gutzuheissen. 

b e s c h l i e s s t : 

Der Beschwerdegegnerin wird empfohlen, im Rahmen ihrer telefonischen Bewerbung eines  
Abschlusses eines Vertrages zum Eintrag in ihr Registerverzeichnis keine irreführenden Aus-
führungen zur Existenz eines bereits bestehenden Rechtsverhältnisses aufgrund eines Erst-
eintrages ohne Kenntnis der fraglichen Partei zu machen. 

 


